
 

 

 

 

 

 

Düsseldorf, 02.10.2018 

 

Ergänzung zur Stellungnahme des Landesintegrationsrates NRW vom 
01.10.2018 zum 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP zum Gesetzentwurf der 
Landesregierung zur Aufhebung des Gesetzes zur Stärkung des Kreistags und zur Änderung 
kommunalrechtlicher, haushaltsrechtlicher und steuerrechtlicher Vorschriften (Drucksache 
17/2994) 

 

Als Ergänzung zur o. g. Stellungnahme bittet der Landesintegrationsrat den Landtag, bei den 
Beratungen zur Änderung des § 27 GO NRW weitere untenstehende Punkte zu berücksichtigen.  

§ 27 Absatz 6 sollte entsprechend den Vorschlägen des Landesintegrationsrates angepasst werden. 
Eine mögliche Änderung des Absatzes 1, wie vom Landesintegrationsrat NRW vorgeschlagen, 
erfordert eine Anpassung der Regelung des Absatzes 6. 

Der Landesintegrationsrat NRW bittet um Aufnahme zusätzlicher Sätze in Absatz 8 für 
Integrationsräte: Satz 3 des Absatzes 12 des Änderungsantrages (Drucksache 17/3601) sollte analog 
auch für Integrationsräte gelten. Die Zusammensetzung des geplanten Integrationsausschusses 
unterscheidet sich nicht von der des Integrationsrates. Deshalb steht einer Aufnahme des o. g. Satzes 
in Absatz 8 rechtlich nichts entgegen. Ebenso ist es sinnvoll, Absatz 12 Satz 5 auch für die 
Integrationsräte in Absatz 8 aufzunehmen. 
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